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Open House Verfahren  

Dokumentation und Datensammlung bei der offline Programmierung von Industrierobotern 

 

Leistungsverzeichnis 

 

1. Unternehmensangaben 

die Person _______________________________________ handelnd für das Unternehmen 

 

Name des Unternehmens: 

Straße: 

PLZ 

Ort: 

E-mail: 

Telefon (optional): 

Umsatzsteueridentifikations-Nr.: 

Bankverbindung 

Name der Bank: 

IBAN: 

 

2. Leistungsgegenstand 

Das Projekt Aurora beschäftigt sich mit der automatischen Generierung von Roboterprogrammen. Ziel 

des Projektes ist die Validierung der bisher erzielten Forschungsergebnisse. Für die abschließende Be-

wertung der Ergebnisse ist es notwendig, Daten über den Offline-Programmierprozess in der Industrie zu 

sammeln. 

Zielgruppe dieser Ausschreibung sind Systemintegratoren, Selbstständige oder Unternehmen welche 

selbst mit Robotern automatisieren. 

Ziel der Datenerhebung ist es herauszufinden, wie viel Zeit und Aufwand ein Ingenieur oder Roboterpro-

grammierer für die jeweiligen Teile des Programmier- und Integrationsprozesses benötigt. Dazu sollen 

Projekte bei den Auftragnehmern detailliert dokumentiert und die Daten dem Auftraggeber zur Verfü-

gung gestellt werden. 
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Anforderungen an das zu dokumentierende Projekt: 

-  Die Programmierung der Anlage muss mittels Offline-Programmierung erfolgen. 

-  Einer der eingesetzten Roboter muss ein Knickarmroboter mit mindestens 5 Achsen sein. 

-  Der Roboter muss einen Prozess (z.B. Schweißen, Kleben, Entgraten, Fräsen, Inspektion) ausführen 

(keine Handhabungsaufgaben, kein Bin Pickichng , keine Palettierung).  

- In der Offline-Programmiersoftware müssen mindestens das 3D-Modell des zu bearbeitenden Werk-

stücks und die konzeptionelle 3D-Darstellung der näheren Roboterumgebung vorhanden sein. 

Der Prozess sollte idealerweise aus mehreren Teilaufgaben bestehen (z.B. mehrere Schweißbahnen, 

Schweißpunkte oder Kleberaupen etc.) 

Aufgabe des Auftragnehmers ist die detaillierte Dokumentation des Erstellungsprozesses des Roboter-

programms einschließlich der 3D Modellierung innerhalb der Offline-Programmierung und der Nachbe-

arbeitung an der realen Anlage.  

Ist für die Bereitstellung der geforderten Daten eine Geheimhaltungsvereinbarung erforderlich, so ist 

diese vor Vertragsabschluss mit dem Auftraggeber zu verhandeln. 

Pro Auftragnehmer dürfen maximal 2 Projekte dokumentiert werden. 

Los-Nr. 1: 

Es sind vom Auftraggeber gelieferte Fragebögen auszufüllen: 

- Fragebogen Roboteranlage, auszufüllen einmal pro Projekt 

- Fragebogen Personal, auszufüllen von allen maßgeblich am Projekt beteiligten Personen (min-

destens 1 mal). 

Zur Einsicht Fragebogen Personal: https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_ROBOTER-

ANLAGE.docx     

Zur Einsicht Fragebogen Roboteranlage: : https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_PER-

SONAL.docx  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich außerdem, nach Lieferung des ausgefüllten Fragebogens ein ein-

stündiges Interview mit dem Auftraggeber durch zu führen. Das Interview soll mit den Roboterprogram-

mierern durchgeführt werden, die maßgeblich am Projekt beteiligt sind. 

Los-Nr. 2: 

Die Vergabe von LosNr. 2 ist nur zusammen mit Los Nr. 1 möglich. 

Lieferung der Projektdatei (der Offline-Programmiersoftware) für das in Los-Nr 1. dokumentierte Projekt. 

 

 

 

https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_ROBOTERANLAGE.docx
https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_ROBOTERANLAGE.docx
https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_PERSONAL.docx
https://www.ovgu.de/unimagdeburg_media/Fragebogen_PERSONAL.docx
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3. Preisvereinbarung/Höchstmenge 

Für das Los 1 wird pro Auftrag eine Vergütung i.H.v 1250,- €  gezahlt. 

Für das Los 2 wird pro Auftrag eine Vergütung i.H.v 250,- €  gezahlt. 

Der Gesamtauftragswert (Höchstmenge) beträgt 30.000 €. 

 

4. Rechnungslegung und Zahlung 

Es gilt ein Zahlungsziel von 30 Tagen netto. Es wird ausschließlich eine elektronische Rechnung 

(PDF, XRechnung oder ZUGFeRD) per eMail, unter Angabe der Auftragsnummer akzeptiert 

(http://www.ovgu.de/erechnung.de).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

_________________________      ________________________ 

Datum         Name des Erklärenden 

 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

http://www.ovgu.de/erechnung.de
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 Eigenerklärung §§ 123, 124 GWB  

 
Eigenerklärung  
 
zum Nachweis gemäß §§ 123 und 124 GWB.  
 
Mir ist bekannt, dass ein Unternehmen von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren we-
gen Unzuverlässigkeit ausgeschlossen wird, sobald der Auftraggeber Kenntnis davon er-
langt, dass Ausschlussgründe nach § 123 und § 124 GWB vorliegen.  
Die §§ 123 und 124 sind als Auszug des GWB beigefügt und Bestandteil dieser Eigenerklä-
rung.  
 
I. Hiermit erkläre ich, dass  
 

keine Ausschlussgründe nach § 123 GWB  
und  
 

keine Ausschlussgründe nach § 124 GWB  
 

vorliegen. 

 

 
 _________________________      ________________________ 

Datum         gez. Name des Erklärenden 

 

 
  
II. Hiermit erkläre ich, dass  

Ausschlussgründe nach §§ 123 / 124 GWB vorliegen / vorgelegen  
haben und Maßnahmen nach § 125 GWB (Selbstreinigung) ergriffen wurden  
 

1. Benennung des Ausschlussgrundes:  
 
 
 
2. Benennung der Maßnahmen nach § 125 GWB – entsprechende Nachweise sind dieser 
Eigenerklärung beizufügen  
 

 

 

 

 

_________________________      ________________________ 

Datum         gez. Name des Erklärenden 
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§ 123 GWB Zwingende Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfah-

rens von der Teilnahme aus, wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine Person, deren Verhal-

ten nach Absatz 3 dem Unternehmen zuzurechnen ist, rechtskräftig verurteilt oder gegen das 

Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten rechtskräftig 

festgesetzt worden ist wegen einer Straftat nach: 

 

1. § 129 des Strafgesetzbuchs (Bildung krimineller Vereinigungen), § 129a des Strafgesetz-

buchs (Bildung terroristischer Vereinigungen) oder § 129b des Strafgesetzbuchs (Kriminelle und 

terroristische Vereinigungen im Ausland), 

2. § 89c des Strafgesetzbuchs (Terrorismusfinanzierung) oder wegen der Teilnahme an einer 

solchen Tat oder wegen der Bereitstellung oder Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis des-

sen, dass diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise dazu verwendet werden oder verwendet 

werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu begehen, 

3. § 261 des Strafgesetzbuchs (Geldwäsche; Verschleierung unrechtmäßig erlangter Vermö-

genswerte), 

4. § 263 des Strafgesetzbuchs (Betrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt der Europä-

ischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in ihrem Auf-

trag verwaltet werden, 

5. § 264 des Strafgesetzbuchs (Subventionsbetrug), soweit sich die Straftat gegen den Haushalt 

der Europäischen Union oder gegen Haushalte richtet, die von der Europäischen Union oder in 

ihrem Auftrag verwaltet werden, 

6. § 299 des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung im geschäftlichen Verkehr), 

7. § 108e des Strafgesetzbuchs (Bestechlichkeit und Bestechung von Mandats-trägern), 

8. den §§ 333 und 334 des Strafgesetzbuchs (Vorteilsgewährung und Bestechung), jeweils auch 

in Verbindung mit § 335a des Strafgesetzbuchs (Ausländische und internationale Bedienstete), 

9. Artikel 2 § 2 des Gesetzes zur Bekämpfung internationaler Bestechung (Bestechung ausländi-

scher Abgeordneter im Zusammenhang mit internationalem Geschäftsverkehr) oder 

10. den §§ 232, 232a Absatz 1 bis 5, den §§ 232b bis 233a des Strafgesetzbuches (Menschen-

handel, Zwangsprostitution, Zwangsarbeit, Ausbeutung der Arbeitskraft, Ausbeutung unter Aus-

nutzung einer Freiheitsberaubung). 

 

(2) Einer Verurteilung oder der Festsetzung einer Geldbuße im Sinne des Absatzes 1 stehen 

eine Verurteilung oder die Festsetzung einer Geldbuße nach den vergleichbaren Vorschriften 

anderer Staaten gleich. 

(3) Das Verhalten einer rechtskräftig verurteilten Person ist einem Unternehmen zuzurechnen, 

wenn diese Person als für die Leitung des Unternehmens Verantwortlicher gehandelt hat; dazu  
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gehört auch die Überwachung der Geschäftsführung oder die sonstige Ausübung von Kontroll-

befugnissen in leitender Stellung. 

(4) Öffentliche Auftraggeber schließen ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfah-

rens von der Teilnahme an einem Vergabeverfahren aus, wenn 

1. das Unternehmen seinen Verpflichtungen zur Zahlung von Steuern, Abgaben oder Beiträgen 

zur Sozialversicherung nicht nachgekommen ist und dies durch eine rechtskräftige Gerichts-    

oder bestandskräftige Verwaltungsentscheidung festgestellt wurde oder 

2. die öffentlichen Auftraggeber auf sonstige geeignete Weise die Verletzung einer Verpflichtung 

nach Nummer 1 nachweisen können. 

 

Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn das Unternehmen seinen Verpflichtungen dadurch nachge-

kommen ist, dass es die Zahlung vorgenommen oder sich zur Zahlung der Steuern, Abgaben 

und Beiträge zur Sozialversicherung einschließlich Zinsen, Säumnis- und Strafzuschlägen ver-

pflichtet hat. 

(5) Von einem Ausschluss nach Absatz 1 kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden 

Gründen des öffentlichen Interesses geboten ist. Von einem Ausschluss nach Absatz 4 Satz 1 

kann abgesehen werden, wenn dies aus zwingenden Gründen des öffentlichen Interesses gebo-

ten ist oder ein Ausschluss offensichtlich unverhältnismäßig wäre. § 125 bleibt unberührt. 

 

§ 124 GWB Fakultative Ausschlussgründe 

(1) Öffentliche Auftraggeber können unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Verhältnismä-

ßigkeit ein Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens von der Teilnahme an ei-

nem Vergabeverfahren ausschließen, wenn 

1. das Unternehmen bei der Ausführung öffentlicher Aufträge nachweislich gegen geltende um-

welt-, sozial- oder arbeitsrechtliche Verpflichtungen verstoßen hat, 

2. das Unternehmen zahlungsunfähig ist, über das Vermögen des Unternehmens ein Insolvenz-

verfahren oder ein vergleichbares Verfahren beantragt oder eröffnet worden ist, die Eröffnung 

eines solchen Verfahrens mangels Masse abgelehnt worden ist, sich das Unternehmen im Ver-

fahren der Liquidation befindet oder seine Tätigkeit eingestellt hat, 

3. das Unternehmen im Rahmen der beruflichen Tätigkeit nachweislich eine schwere Verfehlung 

begangen hat, durch die die Integrität des Unternehmens infrage gestellt wird; § 123 Absatz 3 ist 

entsprechend anzuwenden, 

4. der öffentliche Auftraggeber über hinreichende Anhaltspunkte dafür verfügt, dass das Unter-

nehmen Vereinbarungen mit anderen Unternehmen getroffen hat, die eine Verhinderung, Ein-

schränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs bezwecken oder bewirken, 

5. ein Interessenkonflikt bei der Durchführung des Vergabeverfahrens besteht, der die Unpartei-

lichkeit und Unabhängigkeit einer für den öffentlichen Auftraggeber tätigen Person bei der 

Durchführung des Vergabeverfahrens beeinträchtigen könnte und der durch andere, weniger 

einschneidende Maßnahmen nicht wirksam beseitigt werden kann, 
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6. eine Wettbewerbsverzerrung daraus resultiert, dass das Unternehmen bereits in die Vorberei-

tung des Vergabeverfahrens einbezogen war, und diese Wettbewerbsverzerrung nicht durch an-

dere, weniger einschneidende Maßnahmen beseitigt werden kann, 

7. das Unternehmen eine wesentliche Anforderung bei der Ausführung eines früheren öffentli-

chen Auftrags oder Konzessionsvertrags erheblich oder fortdauernd mangelhaft erfüllt hat und 

dies zu einer vorzeitigen Beendigung, zu Schadensersatz oder zu einer vergleichbaren Rechts-

folge geführt hat, 

8. das Unternehmen in Bezug auf Ausschlussgründe oder Eignungskriterien eine schwerwie-

gende Täuschung begangen oder Auskünfte zurückgehalten hat oder nicht in der Lage ist, die 

erforderlichen Nachweise zu übermitteln, oder 

9. das Unternehmen 

a) versucht hat, die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers in unzulässiger Weise 

zu beeinflussen, 

b) versucht hat, vertrauliche Informationen zu erhalten, durch die es unzulässige Vorteile beim 

Vergabeverfahren erlangen könnte, oder 

c) fahrlässig oder vorsätzlich irreführende Informationen übermittelt hat, die die Vergabeent-

scheidung des öffentlichen Auftraggebers erheblich beeinflussen könnten, oder versucht hat, 

solche Informationen zu übermitteln. 

(2) § 21 des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes, § 98c des Aufenthaltsgesetzes, § 19 des Min-

destlohngesetzes und § 21 des Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetzes bleiben unberührt. 
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Eigenerklärung RUS Sanktionen 

 
Eigenerklärung zum 5. EU-Sanktionspaket – RUS-Sanktionen und dem dort enthaltenen 
Verbot von Auftragserteilungen an russische Staatsangehörige/Unternehmen/Lieferanten  
 
gemäß Artikel 5k Absatz 1 VO (EU) 833/2014, in der Fassung des Art. 1 Ziff. 23 der VO (EU) 
2022/576 des Rates vom 8. April 2022 zur Änderung der VO (EU) Nr. 833/2014 über restriktive 
Maßnahmen angesichts der Handlungen Russlands, die die Lage in der Ukraine destabilisieren. 
Die VO gilt unmittelbar (d.h. ohne nationalen Umsetzungsakt) und ab sofort (die VO ist bereits 
am 09.04.2022 in Kraft getreten). (Für den Wortlaut des Artikel 5k Absatz 1 der o.g. Verordnung (VO) siehe Rückseite)  

 
Bieter *        Bietergemeinschaft*  

 
Nachunternehmen *       Lieferant*  
 
 

 
 *zutreffendes bitte ankreuzen 

 
1.Ich/Wir erkläre(n) verbindlich, dass für mein/unser Unternehmen (ggf. zugleich in Vertretung 
für die lt. Teilnahmeantrag/Angebot Vertretenen auch für diese) keine der in Artikel 5k Absatz 1 
der VO genannten Sachverhalte zutreffen. 

2.Ich verpflichte mich/Wir verpflichten uns verbindlich (ggf. zugleich in Vertretung für die lt.Teil-
nahmeantrag/Angebot Vertretenen auch für diese), bei der Ausführung der auf der Grundlage 
dieses Vergabeverfahrens zu erbringenden Bauleistungen die in Artikel 5k Absatz 1 der VO ge-
nannten Verbote einzuhalten bzw. deren Einhaltung sicherzustellen. 

3.Ich/Wir versichern (zugleich in Vertretung für die lt. Teilnahmeantrag/Angebot Vertretenen 
auch für diese), nicht gegen die in Artikel 5k Absatz 1 der VO genannten Verbote zu verstoßen. 

Hinweis: Verboten sind nicht lediglich Auftragsvergaben an RUS Unternehmen i.S.d. Vorschrift, 
sondern auch eine Beteiligung solcher Unternehmen am Auftrag als Unterauftragnehmer, Liefe-
ranten oder im Zusammenhang mit der Erbringung des Eignungsnachweises (soweit mehr als 
10% des Auftragswertes auf betroffene Unternehmen entfallen). 

 

 

 

 

 

 

 

_________________________      ________________________ 

Datum         gez. Name des Erklärenden 
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Artikel 5k der VO lautet wie folgt:*  

Abs. (1) 

Es ist verboten, öffentliche Aufträge oder Konzessionen, die in den Anwendungsbereich der 
Richtlinien über die öffentliche Auftragsvergabe sowie unter Artikel 10 Absatz 1, Absatz 3, Ab-
satz 6 Buchstaben a bis e, Absatz 8, Absatz 9 und Absatz 10 und die Artikel 11, 12, 13 und 14 
der Richtlinie 2014/23/EU, unter die Artikel 7 und 8, Artikel 10 Buchstaben b bis f und h bis j der 
Richtlinie 2014/24/EU, unter Artikel 18, Artikel 21 Buchstaben b bis e und g bis i, Artikel 29 und 
Artikel 30 der Richtlinie 2014/25/EU und unter Artikel 13 Buchstaben a bis d, f bis h und j der 
Richtlinie 2009/81/EG fallen, an folgende Personen, Organisationen oder Einrichtungen zu 
vergeben bzw. Verträge mit solchen Personen, Organisationen oder Einrichtungen weiter-
hin zu erfüllen: 

a) russische Staatsangehörige oder in Russland niedergelassene natürliche oder juristische Per-
sonen, Organisationen oder Einrichtungen, 

b) juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, deren Anteile zu über 50 %unmittel-
bar oder mittelbar von einer der unter Buchstabe a genannten Organisationen gehalten werden, 
oder 

c)natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen, die im Namen oder 
auf Anweisung einer der unter Buchstabe a oder b genannten Organisationen handeln, 

auch solche, auf die mehr als 10 % des Auftragswerts entfällt, Unterauftragnehmer, Lieferanten 
oder Unternehmen, deren Kapazitäten im Sinne der Richtlinien über die öffentliche Auftrags-
vergabe in Anspruch genommen werden. 

 

Abs. (2) 

Abweichend von Absatz 1 können die zuständigen Behörden die Vergabe oder die Fortsetzung 
der Erfüllung von Verträgen genehmigen, die bestimmt sind für 

a)den Betrieb ziviler nuklearer Kapazitäten, ihre Instandhaltung, ihre Stilllegung, die Entsorgung 
ihrer radioaktiven Abfälle, ihre Versorgung mit und die Wiederaufbereitung von Brennelementen 
und die Weiterführung der Planung, des Baus und die Abnahmetests für die Indienststellung zi-
viler Atomanlagen und ihre Sicherheit sowie die Lieferung von Ausgangsstoffen zur Herstellung 
medizinischer Radioisotope und ähnlicher medizinischer Anwendungen, kritischer Technologien 
zur radiologischen Umweltüberwachung sowie für die zivile nukleare Zusammenarbeit, insbe-
sondere im Bereich Forschung und Entwicklung, 

b) die zwischenstaatliche Zusammenarbeit bei Raumfahrtprogrammen, 

c) die Bereitstellung unbedingt notwendiger Güter oder Dienstleistungen, wenn sieausschließlich 
oder nur in ausreichender Menge von den in Absatz 1 genannten Personenbereitgestellt werden 
können, 

d) die Tätigkeit der diplomatischen und konsularischen Vertretungen der Union und der Mitglied-
staaten in Russland, einschließlich Delegationen, Botschaften und Missionen, oderinternationa-
ler Organisationen in Russland, die nach dem Völkerrecht Immunität genießen. 
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e) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Erdgas und Erdöl, einschließlich raffinierter 
Erdölerzeugnisse, sowie von Titan, Aluminium, Kupfer, Nickel, Palladium und Eisenerz aus oder 
durch Russland in die Union, oder 

f) den Kauf, die Einfuhr oder die Beförderung von Kohle und anderen festen fossile Brennstof-
fen, die in Anhang XXII aufgeführt sind, bis 10. August 2022. 

Abs. (3) Der betreffende Mitgliedstaat unterrichtet die anderen Mitgliedstaaten und die Kommis-
sion über jede nach diesem Artikel erteilte Genehmigung innerhalb von zwei Wochen nach de-
ren Erteilung. 

Abs. (4) Die Verbote gemäß Absatz 1 gelten nicht für die Erfüllung — bis zum 10. Oktober 2022 
— von Verträgen, die vor dem 9. April 2022 geschlossen wurden. 


